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Entwurf eines Gesetzes zu dem Abkommen vom 19. Oktober 2010
zwischen der Bundesrepublik Deutschland und der Föderation St. Kitts
und Nevis über die Unterstützung in Steuer- und Steuerstrafsachen
durch Informationsaustausch

Drucksache: 263/15

Das Abkommen ermöglicht die Amts- und Rechtshilfe in Steuersachen zwischen
der Bundesrepublik Deutschland und der Föderation St. Kitts und Nevis. Diese ist
notwendig, um grenzüberschreitende Sachverhalte aufzuklären, da Beteiligte und
andere Personen im Ausland nur im Wege zwischenstaatlicher Amts- und
Rechtshilfe zur Sachverhaltsaufklärung herangezogen werden können.

Die Möglichkeit, Amts- und Rechtshilfe anderer Staaten oder Gebiete beanspruchen
zu können, ist umso bedeutender, als grenzüberschreitende Sachverhalte alltäglich
geworden sind. Zwischenstaatliche Amts- und Rechtshilfe wird regelmäßig auf der
Grundlage zwei- oder mehrseitiger völkerrechtlicher Vereinbarungen geleistet.

Die Föderation St. Kitts und Nevis hat den OECD-Standard zu Transparenz und
effektivem Informationsaustausch für Besteuerungszwecke vollumfänglich
anerkannt.

Der Finanzausschuss empfiehlt dem Bundesrat, gegen den Gesetzentwurf keine
Einwendungen zu erheben.




